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Die syrische Hölle

Zehntausende Tote in unserer südöst-
lichen Nachbarschaft. Ein hochkom-
plizierter militärischer Konflikt, in 
dem verschiedenste Interessenlinien 
zusammenlaufen. Ein US-Präsident, 
der nach einem innenpolitisch gepräg-
ten Wahlkampf und einem gescheiter-
ten Einsatz in der arabischen Welt be-
sonders zurückhaltend ist, was neue 
militärische Engagements angeht. Ein 
Despot, der keine Notwendigkeit er-
kennt, umgehend und ernsthaft zu 
verhandeln. Europäische Diplomatie 
und Krisenmanagement bleiben ent-
täuschend weit hinter dem selbstge-
stellten Anspruch zurück. Politische 
Initiativen scheitern, bevor sie über-
haupt auf den Weg gebracht wurden. 
Lange Debatten um Sinn und Unsinn 
eines Waffenembargos. Der US-
Außenminister spricht von einem 
„Problem aus der Hölle“ – der Hass sei 
fast unglaublich, aber die USA täten 
im Angesicht einer sehr schwierigen 
Situation „alles, was wir können, um 
mit dem Problem fertig zu werden“.

Was wie eine Beschreibung des 
Syrien-Konflikts im Sommer 2013 
klingt, trifft ziemlich genau auf den 
Bosnien-Krieg bis zum Sommer 1995 
zu. Die meisten Beobachter sehen den 
gegenwärtigen Konflikt in Syrien aber 
durch eine Brille, die vor allem durch 
die Interventionen in Afghanistan 
und im Irak geprägt ist. Diese Konflik-
te stehen für eine Selbstüberschät-
zung des Westens, für die Unlösbar-
keit mancher religiöser und ethni-
scher Konflikte (zumal in der musli-
mischen Welt), für die Gefahr einer 
„slippery slope“, in der selbst ein mi-
nimales, auf kurze Zeit angelegtes 
militärisches Engagement jahrelang 
kein Ende findet. 

Mit anderen Worten: Das große 
Erbe der vergangenen Dekade ist, dass 
Afghanistan und Irak jedem eine 
Lehre sein mögen, der sich für Inter-
ventionen einsetzen möchte. Der ehe-
malige US-Verteidigungsminister Ro-
bert Gates ging sogar so weit, jedem, 
der über ein weiteres amerikanisches 
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Syrien

Man darf Frieden mit 

dem Einsatz militärischer 

Mittel erzwingen

Engagement in der islamischen Welt 
nachdenke, zu empfehlen, sich auf 
seinen Geisteszustand untersuchen 
zu lassen.

Aber ist das wirklich die richtige 
Lehre aus den vergangenen Jahren: 
militärisches Handeln so grundsätz-
lich und in allen Fällen auszuschlie-
ßen? Oder ist es eher so, dass wir an-
gesichts der ausgebliebenen politi-

schen Erfolge im 
Irak und in Afgha-
nistan die Lehren 
vergessen, die wir 
aus den neunziger 
Jahren, vor allem 

den Balkan-Kriegen, gezogen hatten 
– nämlich, dass es unter gewissen 
Umständen geboten sein kann, den 
begrenzten Gebrauch militärischer 
Mittel zu erwägen, um eine diplomati-
sche Lösung – und damit Frieden – zu 
erzwingen? 

Offenbar gilt hier der alte Satz, 
dass Politiker und Militärs mit Vorlie-
be den „letzten Krieg“ noch einmal 
kämpfen. Die Eindrücke aus den 
jüngsten Erfahrungen sind schließlich 
die frischesten. Dies kann aber auch 
dazu führen, dass man die aktuelle 
Krise durch einen falschen Filter be-
trachtet. Die Situation und die Ent-
wicklung des Konflikts in Syrien je-
denfalls erinnern in vielerlei Hinsicht 
viel eher an Bosnien als an den Irak 
oder Afghanistan. Und Bosnien hält 
weiterhin Lehren bereit, die heute 
aktueller sind denn je. 

Allen Beteiligten ist sicher bewusst, 
dass der gegenwärtige Kurs des Wes-
tens und der internationalen Gemein-
schaft in der Syrien-Krise völlig unzu-
reichend und inakzeptabel ist. Aufru-
fe, Sanktionen, Embargos, bestimmte 
Formen der Unterstützung für die 

Opposition, diplomatische Offensiven 
und Vermittlungsversuche – letztlich 
ist in Syrien wie in Bosnien vor 1995 
alles gescheitert, was externe Akteure 
eher halbherzig unternahmen.

Eine zentrale erste Gemeinsamkeit 
der beiden Konflikte findet man im 
(anfänglichen) Unvermögen, die Kon-
fliktpartner an einen Tisch zu bekom-
men, um eine tragfähige diplomati-
sche Lösung zu erzielen. So wie Slobo-
dan Milošević in den neunziger Jahren 
sieht heute Syriens Präsident Baschar 
al-Assad keinen Zwang, wirklich 
ernsthaft zu verhandeln. Auch für 
Bosnien lagen frühzeitig Friedensplä-
ne und -entwürfe („Vance-Owen“) auf 
dem Tisch, die aber mangels Imple-
mentierungswillen des Westens zu 
nichts führten.

Der Abschluss des Dayton-Abkom-
mens, das den Krieg in Bosnien 1995 
schließlich beendete, war letztlich nur 
möglich, weil Milošević und die bosni-
schen Serben angesichts neuer Reali-
täten plötzlich doch ein Interesse an 
einer Verhandlungslösung entwickel-
ten: Die kroatische Seite hatte territo-
riale Zugewinne erzielt, und die 
NATO-Operation „Deliberate Force“ 
hatte demonstriert, dass es dem Wes-
ten ernst war. Mit anderen Worten: 
Das Verhandlungsergebnis von Day-
ton, das allen Schwächen zum Trotz 
Bosnien-Herzegowina den Weg in eine 
Zukunft ohne Krieg weisen konnte, 
wurde erst durch die Androhung (und 
den begrenzten Einsatz) von Waffen-
gewalt möglich gemacht. 

Dies ist der entscheidende Punkt 
auch für Syrien: Aus einer Position 
der Stärke, in die Assad offenbar zu-
rückgefunden hat, wird sein Regime 
niemals zu den nötigen Konzessionen 
bereit sein. Solange Assad überzeugt 
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ist, dass sich seine Lage im Verlauf 
des Konflikts weiter verbessern oder 
dass er gar den Krieg für sich ent-
scheiden kann, wird er weiter kämp-
fen lassen. Dieses Kalkül muss die 
internationale Gemeinschaft durch-
brechen, wenn sie eine politische 
Lösung erreichen will. 

Zweitens hat die Debatte um Waf-
fenlieferungen in beiden Fällen die 
strukturelle Überlegenheit des Regi-
mes manifestiert. Auf dem Balkan 
kämpfte Sarajewo lange vergebens um 
eine Aufhebung des Waffenembargos, 
das eindeutig Belgrad und den bosni-
schen Serben in die Hände spielte. 
Ähnlich sucht die syrische Opposition 
heute, die materielle Überlegenheit 
des Assad-Regimes auszugleichen, das 
aus Moskau und Teheran versorgt 
und durch die Hisbollah massiv unter-
stützt wird. Zugespitzt formuliert: Die 
einzigen, die kaum Unterstützung be-
kommen, sind die Moderaten in der 
syrischen Opposition. Dass diese 
Kräfte dahinschmelzen, war zu erwar-

ten – hierin liegt die eigentliche Tra-
gödie westlichen Versagens.

Drittens war schon in Bosnien 
eine Lösung nur auf dem Fundament 
eines gemeinsamen Grundverständ-
nisses zwischen den USA und Russ-
land möglich. So sehr die beiden Staa-
ten auch ob ihrer jeweiligen Balkan-
Politik im Clinch lagen, für das 
Dayton-Abkommen mussten sie zu-
sammenfinden. Die wiederbelebte 
Syrien-Initiative der USA und Russ-
lands ist deshalb richtig und wichtig. 
Nur eine amerikanisch-russische En-
tente kann zu einer erfolgreichen Di-
plomatie im Rahmen einer notwendi-
gen und wünschenswerten Kontakt-
gruppe führen. Kann man sich auf 
Parameter für eine Nachkriegsord-
nung, über einen Ausgleich zwischen 
den verschiedenen konfessionellen 
Gruppen, über die Zusammensetzung 
einer Übergangsregierung und hin-
sichtlich einer möglichen internatio-
nalen Präsenz nach Kriegsende eini-
gen? Hier werden möglicherweise 
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Syrien

Wir dürfen den  

Krieg nicht einfach 

ausbluten lassen

hässliche Kompromisse nötig sein, 
aber ohne Russland wird es nicht 
gehen. Auch auf dem Balkan waren 
die Abstimmungen in der Kontakt-
gruppe nicht einfach, aber sie waren 
erfolgreich, weil alle wesentlichen 
Akteure, einschließlich Moskau, am 
Tisch saßen. Heute haben wir eine 
Gruppierung, die sich „Freunde Syri-

ens“ nennt. Diese 
ist für die interna-
tionale Legitimati-
on der Opposition 
von Bedeutung, 
kann aber wenig 

für die Beendigung des Konflikts tun. 
Sinnvoller wäre hier eine klassische 
Kontaktgruppe unter UN-Schirm, die 
im Kern aus der Türkei, Iran, Russ-
land, den USA und der EU bestehen 
könnte, ergänzt vielleicht durch Sau-
di-Arabien und Katar und unter Be-
teiligung der Arabischen Liga.

Viertens wurde in Bosnien sehr 
lange – und in Syrien heute noch – die 
Situation so eingeschätzt, als seien die 
Kosten des Nichthandelns geringer als 
die potenziellen Kosten eines Ein
greifens. In Bosnien änderte sich diese 
Kalkulation erst nach dem Massaker 
von Srebrenica 1995). In Syrien haben 
wir den Punkt, an dem eine Interven-
tion gerechtfertigt, sinnvoll und mit 
vertretbarem Mitteleinsatz vielleicht 
tatsächlich möglich gewesen wäre, da-
gegen wohl leider verpasst. Und so 
traurig es ist: An Berichte über Massa-
ker aus Syrien scheinen sich die west-
lichen Öffentlichkeiten fast gewöhnt 
zu haben. 

Dabei hat Bosnien auch gelehrt: Je 
länger ein ethnisch-konfessioneller 
Konflikt andauert, desto schwieriger 
wird es am Ende, die beteiligten Grup-
pen auf eine gemeinsame Nachkriegs-

ordnung und sinnvolle Versöhnungs-
schritte zu verpflichten. Insofern sind 
Argumente, dass der Krieg in Syrien 
nun eben ausbluten müsse, nicht nur 
moralisch unverantwortlich, sondern 
auch politisch grundfalsch.

Keine Option ausschließen

Ob eine begrenzte Intervention, etwa 
in Form einer Flugverbotszone oder 
durch begrenzte Bombardements wie 
1995 im Bosnien-Krieg, einen ent-
scheidenden Beitrag zu einer Ver-
handlungslösung in Syrien leisten 
könnte, ist sicherlich eine der schwie-
rigeren aktuellen Fragen in der inter-
nationalen Sicherheitspolitik. Aber 
wer es sich so einfach macht, diese 
Fragen ohne seriöse Prüfung der Er-
folgschancen gleich beiseite zu wi-
schen, hat aus Bosnien überhaupt 
nichts gelernt – und wird diesen Feh-
ler immer wieder machen. Es ist poli-
tisch unverantwortlich, bestimmte 
Optionen von vornherein auszuschlie-
ßen. Ohne Zweifel war es zudem 
falsch, Assad so früh am Ende zu 
wähnen und davon auszugehen, dass 
sich das Problem schon von selbst 
lösen werde.

Im Übrigen könnte sich auch ohne 
militärisches Eingreifen eine ver-
wandte Frage bald stellen: Was wären 
wir bereit, zu einer wie auch immer 
gearteten Nachkriegsordnung beizu-
tragen? Es ist wahrscheinlich, dass 
eine politische Verhandlungslösung, 
genau wie auf dem Balkan auch, eine 
internationale Schutztruppe vorsehen 
könnte. Zeigen wir dann auch nur auf 
andere? Sind EU und NATO darauf 
strategisch vorbereitet?

Das eingangs zitierte Wort eines 
„Problems aus der Hölle“, mit dem 
der damalige US-Außenminister War-
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Die syrische Hölle

Künftig einfach weg-

schauen wäre eine 

Bankrotterklärung

ren Christopher den Bosnien-Krieg 
beschrieb, wurde durch die neue ame-
rikanische UN-Botschafterin Saman-
tha Power in ihrer Studie zur Verhin-
derung von Völkermorden bekannt 
gemacht (A Problem from Hell: Ame-
rica and the Age of Genocide, 2002). 
Der zentrale Punkt Powers, die eine 
der treibenden Kräfte hinter der Liby-
en-Intervention war: Wer akzeptiert, 
dass es „Probleme aus der Hölle“ gibt, 
weist Verantwortung von sich. Nicht-
handeln ist auch eine Entscheidung 
und schützt nicht davor, für katastro-
phale Entwicklungen mitverantwort-
lich zu sein.

Diese grundsätzliche Überlegung 
gilt für Syrien ganz besonders, da hier 
noch mehr auf dem Spiel steht als in 
den Neunzigern auf dem Balkan. 
Denn die Gefahr eines „Flächen-
brands“, vor der auch deutsche Inter-
ventionsgegner gerne gewarnt haben 
und weiter warnen, ist – durchaus 
auch wegen unseres Nichtstuns – 
längst Wirklichkeit geworden. Wir 
sehen ein zerfallendes Land mit Che-
miewaffen im Herzen der instabilsten 
Region der Welt. Syrien wurde zum 
Aufmarschort für Dschihadisten aus 
aller Welt. Die Bedeutung des regiona-
len Stellvertreterkriegs mit seinen 
konfessionellen und machtpolitischen 
Komponenten geht weit über Syrien 
hinaus und zeitigt möglicherweise 
schwerwiegende Konsequenzen – für 
die Zukunft aller Nachbarländer, die 
Lösung des iranischen Nuklearkon-
flikts und die Auseinandersetzung um 
die Vormacht im Vorderen Orient. 
Und die Zahl der Opfer steigt von 
Monat zu Monat weiter.

Eine der großen Errungenschaf-
ten der internationalen Politik und 

des Völkerrechts nach den Völker-
morden des 20. Jahrhunderts war der 
Gedanke, dass die internationale 
Gemeinschaft ihre Verantwortung 
eben nicht einfach ignorieren darf – 
und sie im Notfall sogar auch militä-
risch wahrnehmen 
sollte. Vor einigen 
Jahren hat die UN-
Generalversamm-
lung dieses – die 
nationale Souverä-
nität beschränkende – neue Prinzip 
als „Schutzverantwortung“ (Respon-
sibility to protect) in aller Form in-
dossiert. Eigentlich ein Fortschritt im 
Sinne des modernen westlichen 
Menschenrechts- und Völkerrechts-
verständnisses!

Von der ersten R2P-Euphorie ist 
heute leider nicht mehr viel übrig. Der 
Westen scheint Syrien – genau wie 
Bosnien vor 20 Jahren – als ein Prob-
lem aus der Hölle anzusehen, von dem 
man weitestgehend die Finger lassen 
sollte. Sollte dies unsere finale Lehre 
aus der Syrien-Krise bleiben, so wäre 
es ein Rückschritt für die Fähigkeit 
der Weltgemeinschaft, mit den Mit-
teln der Vereinten Nationen den Frie-
den zu sichern. Für den Westen wäre 
es mehr als das, nämlich moralisch 
wie politisch eine Bankrotterklärung. 
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